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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Abgeordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1756 — 


Fortschreibung des Bedarfspianes für Bundesfernstraßen 


A. Problem 

Im Bundesverkehrsministerium wird an einem Gesetzentwurf 
zur Fortschreibung des Bedarfsplanes für Bundesfernstraßen 
gearbeitet, wobei die zu realisierenden Straßenbauprojekte 
bewertet werden. Die Antragsteller halten die dabei ange- 
wandte Nutzen-Kosten-Analyse für unzureichend und wün- 
schen eine sogenannte Nutzwertanalyse mit Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages, weil die jetzt angewandte Nutzen- 
Kosten-Analyse in umfassender Weise eine ökonomische, re- 
gionalpolitische und ökologische Bewertung einschließt. Die 
letzte Entscheidung über die Bewertung eines Straßenbaupro- 
jektes trifft der Gesetzgeber. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN wünscht unverän- 
derte Annahme des Antrages. Die Fraktion der SPD hält eine 
Weiterentwicklung des bisherigen Bewertungsverfahrens für 
notwendig. 


D. Kosten 

entfallen 
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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/1756 — abzulehnen. 

Bonn, den 5. Dezember 1984 

Der Ausschuß für Verkehr 

Curdt Kohn 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Kohn 


Der in Drucksache 10/1756 enthaltene Antrag 
wurde in der 101. Sitzung des Deutschen Bundesta- 
ges am 15. November 1984 dem Verkehrsausschuß 
zur Beratung überwiesen, der die Vorlage in seiner 
Sitzung am 5. Dezember 1984 behandelt hat. 


I. Ziel und Inhalt des Antrages 

Der Bedarf für den Ausbau des Autobahnnetzes 
und des Bundestraßennetzes ist durch Gesetz über 
den Ausbau der Bundesfernstraßen vom 25. August 
1980 (BGBl. I S. 1614) festgelegt worden. An einem 
Gesetzentwurf zur Fortschreibung des Bedarfspla- 
nes wird zur Zeit im Bundesverkehrsministerium 
gearbeitet. Mit einer Vorlage ist etwa bis November 
1985 zu rechnen. Im Rahmen der Vorarbeiten für 
dieses Änderungsgesetz werden die noch zu reali- 
sierenden Straßenbauprojekte neu bewertet. 

Die Antragsteller sind der Auffassung, daß dieses 
Bewertungs verfahren unzureichend sei. Sie mei- 
nen, daß an die Stelle der jetzt vorgesehenen Nut- 
zen- Kosten- Analyse für alle Projekte eine Nutz- 
wertanalyse mit Umweltverträglichkeitsprüfung er- 
forderlich sei. 


II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU und der 
Fraktion der FDP sind der Auffassung, daß das jet- 
zige Bewertungsverfahren zu einer Projektbewer- 
tung führe, die eine sachgerechte Entscheidung 
über das Straßenbauprojekt möglich mache. Dabei 
würden ökonomische, regionalpolitische, ökologi- 
sche sowie sonstige Gesichtspunkte in die Bewer- 
tung einbezogen. Bei der Ökologie seien vier Bewer- 
tungsstufen vorgesehen: ohne Bedenken, Probleme 
mit Abhilfemöglichkeit, schwerwiegende Probleme, 
keine Realisierungsmöglichkeit. Die Arbeiten zur 
Projektbewertung liefen bereits und sollten bis 
Ende Februar 1985 abgeschlossen werden. Bei einer 


Bonn, den 5. Dezember 1984 


Kohn 

Berichterstatter 


Veränderung des Bewertungsverfahrens zum jetzi- 
gen Zeitpunkt könnte dieser Termin nicht eingehal- 
ten werden. Die letzte Entscheidung über den Be- 
darf für ein Straßenbauprojekt treffe der Gesetzge- 
ber im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens. Da- 
bei müßten der veränderten Bewußtseinslage der 
Bevölkerung entsprechend noch stärker ökologi- 
sche Gesichtspunkte berücksichtigt werden. Die 
Fraktion der CDU/CSU und die Fraktion der FDP 
haben wegen der genannten Gründe den Antrag 
abgelehnt. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD wünschen 
eine Weiterentwicklung des bisher angewandten 
Bewertungsverfahrens. Sie haben daher bei den 
Ausschußberatungen folgenden Änderungsantrag 
gestellt, der keine Mehrheit gefunden hat: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der 
Fortschreibung des Bedarfsplans für die Bundes- 
fernstraßen das bisherige Bewertungsverfahren 
entsprechend dem neueren Erkenntnisstand wei- 
terzuentwickeln. Insbesondere ist die Nutzen-Ko- 
sten- Analyse auf die Aspekte zu beschränken, die 
sinnvoll monetarisierbar sind. 

Bei der Nutzen-Kosten-Analyse ist auch eine Sen- 
sitivitätsanalyse einzubeziehen, d. h. für Moneta- 
risierungsfaktoren, die nicht unstrittig auf einen 
einzigen Wert festgelegt werden können, ist die 
Nutzen-Kosten-Analyse für unterschiedliche 
Werte zu wiederholen. Die Monetarisierungsfak- 
toren sind dem Deutschen Bundestag zur Über- 
prüfung vorzulegen. 

Die nicht monetarisierbaren Aspekte sind in ei- 
ner nachgeschalteten Stufe zu analysieren, zu- 
sammenzustellen und zu bewerten. 

Um der besonderen Bedeutung des Umweltschut- 
zes angemessen Rechnung zu tragen, sind im ge- 
samten Bewertungsverfahren ökologische Aus- 
schlußkriterien einzuführen.“ 

Der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN hat auf 
unveränderte Annahme des Antrages bestanden. 
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